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Sachverhalt
Die Eigentümerin des Flurstückes 68/4 der Gemarkung Starrvitz, Flur 8  hat mit 
Datum vom 15.10.2021 einen neuen Antrag auf Änderung des 
Flächennutzungsplanes  der Gemeinde Dranske eingereicht.

Die Gemeinde Dranske hat bereits am 15.12.2016 folgenden Grundsatzbeschluss 
Nr. 019.6.163/16 gefasst:

1. Die Gemeindevertretung der Gemeinde Dranske beschließt, dem Antrag 
von…………. (herausgelassen laut DatenschutzGVO)  auf Änderung des 
Flächennutzungsplanes zur Errichtung einer Kurklinik für Burn-Out-
Patienten in Gramtitz grundsätzlich zuzustimmen.

2. Die Kosten für vorgenannte Planungsleistungen hat der Antragsteller zu 
übernehmen.

3. Hiermit wird der Grundsatzbeschluss Nr. 019.6.15-190/16 vom 12.05.2016, 
über die Errichtung einer Freizeitanlage auf demselben Grundstück, 
aufgehoben.

Dieses Planungsziel wurde bis heute nicht weiter verfolgt; vielmehr liegt nunmehr 
für Teilbereiche des Flurstückes 68/4 der Gemarkung Starrvitz Flur 8 ein neuer 
Antrag auf Änderung des Flächennutzungsplanes für die Errichtung von 
Wohngebäuden sowie einem gewerblich genutzten Gebäude für ein Eis- Kaffee- 
und Kuchenspezialitätencafe´ sowie eine Praxis für Podologie vor.

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan ist die beantragte Fläche als „Fläche 
für die Landwirtschaft“ dargestellt.

Hinweise des Bauamtes:
Zur Erlangung des Baurechts ist neben der Änderung des Flächennutzungsplanes 
auch die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich.

Bei Beratung über die beantragte Änderung des Flächennutzungsplanes müssen 
auch die Flurstücke 64/3, 65/2 und 66/2 aus städtebaulichen Gründen mit 
betrachtet werden.



Gemeinden haben Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit dies für eine 
geordnete städtebauliche Entwicklung erforderlich ist. Auf die Aufstellung von 
Bauleitplänen besteht kein Anspruch, ein Anspruch kann auch nicht durch 
Vertrag begründet werden (§ 1 Abs. 3 BauGB).

Der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Bau, Verkehr und Umwelt möge 
entscheiden, ob die erforderliche Beschlussvorlage zustimmend oder ablehnend 
durch die Amtsverwaltung vorbereitet werden soll.

Anlage/n
3 Antrag anonymisiert laut Datenschutzgrundverordnung
2 Planauskunft
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